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 Kleine Anfrage
 der  Abgeordneten  Markus  Tressel,  Cornelia  Behm,  Harald  Ebner,  Hans-Josef  Fell,
 Dr. Thomas Gambke, Bettina Herlitzius, Bärbel Höhn, Oliver Krischer, Stephan
 Kühn,  Markus  Kurth,  Undine  Kurth  (Quedlinburg),  Dr.  Tobias  Lindner,  Dr.  Hermann
 E.  Ott, Elisabeth Scharfenberg, Dorothea Steiner, Daniela Wagner, Beate Walter-
 Rosenheimer, Dr. Valerie Wilms und der Fraktion BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN

 Sicherung des Verbraucherschutzniveaus im Zuge der Novellierung
 der EU-Fluggastrechte-Verordnung

 Täglich  sind  Flugreisende  von  Verspätungen,  Annulierungen,  fehlenden  Infor-
 mationen  und  schlechter  Betreuung  während  ihrer  Flugreise  betroffen.  In  vielen
 dieser  Fälle  löst  die  EU-Fluggastrechte-Verordnung  aus  dem  Jahre  2004  (Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  261/2004  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom
 11.  Februar  2004)  Entschädigungs-  oder  andere  Ausgleichsansprüche  (Hotel-
 unterbringung,  Verpflegung,  Erstattung,  anderweitige  Beförderung)  für  die  be-
 troffenen  Verbraucher  aus.  Erklärtes  Ziel  der  Verordnung  ist  die  Sicherstellung
 eines  hohen  Schutzniveaus  für  Fluggäste,  um  den  Erfordernissen  des  Verbrau-
 cherschutzes  Rechnung  zu  tragen.  In  den  Eingangserwägungen  zu  der  Verord-
 nung  heißt  es:  „Nichtbeförderung  und  Annullierung  oder  eine  große  Verspätung
 von  Flügen  sind  für  die  Fluggäste  ein  Ärgernis  und  verursachen  ihnen  große
 Unannehmlichkeiten.  […]  Die  Gemeinschaft  sollte  deshalb  die  mit  der  genann-
 ten  Verordnung  festgelegten  Schutzstandards  erhöhen,  um  die  Fluggastrechte
 zu  stärken  und  um  sicherzustellen,  dass  die  Geschäftstätigkeit  von  Luftfahrtun-
 ternehmen  in  einem  liberalisierten  Markt  harmonisierten  Bedingungen  unter-
 liegt.“

 Die  Rechtsprechung  der  nationalen  Gerichte  sowie  des  Europäischen  Gerichts-
 hofs  (EuGH)  hat  sich  entscheidend  auf  die  Auslegung  der  Verordnung  aus-
 gewirkt.  Die  rechtlichen  Auseinandersetzungen  um  die  Verordnung  haben  die
 Europäische  Kommission  bereits  im  Jahr  2011  zu  der  Feststellung  veranlasst,
 dass  Fluggäste  Schwierigkeiten  bei  der  Durchsetzung  ihrer  Rechte  haben
 (Kom(2010)  603  endg.  vom  16.  Oktober  2010)  und  zur  Folge  gehabt,  dass  die
 Europäische  Kommission  wiederholt  verstärkte  nationale  Bemühungen  zur
 Durchsetzung  der  Verbraucherrechte  aus  der  Fluggastrechte-Verordnung  ange-
 mahnt  hat.  Die  jüngsten  Entwicklungen  bewertet  die  Europäische  Kommission
 nach  wie  vor  als  unbefriedigend  und  hat  im  April  diesen  Jahres  nach  einem
 zweijährigen  Konsultationsprozess  eine  Novelle  der  Verordnung  vorgestellt
 (Bundesratsdrucksache  199/13).  Zielsetzung  der  Novelle  ist  die  Präzisierung
 unbestimmter  Rechtsbegriffe,  die  Einarbeitung  der  umfangreichen  Kasuistik
 und  eine  Konkretisierung  der  Vorschriften  zur  nationalen  Durchsetzung  der
 Verordnung.

 Besonderen  Handlungsbedarf  sieht  die  Kommission  auch  im  Hinblick  auf  die
 Umsetzung  der  UN-Behindertenrechtskonvention  im  Bereich  des  Luftverkehrs.
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Trotz  der  hierfür  einschlägigen  Verordnung  (EG)  Nr.  1107/2006,  welche  im  Zu-
 sammenspiel  mit  den  nunmehr  zu  novellierenden  Verordnungen  (EG)  Nr.  261/
 2004  und  (EG)  Nr.  2027/97  das  Schutzniveau  für  Menschen  mit  eingeschränkter
 Mobilität  oder  Behinderung  auf  dem  Papier  regelt,  haben  sich  auch  in  diesem
 Bereich  erhebliche  Umsetzungsdefizite  in  der  Praxis  gezeigt  (www.europa.eu,
 Stand: 4.  Juli 2013).

 Die  Pauschalreisenden  in  Europa  werden  ebenfalls  von  der  Novellierung  be-
 troffen  sein,  da  sich  die  Verordnung  ausdrücklich  auch  auf  diese  Reiseform
 erstreckt.

 Die  nun  vorliegende  novellierte  Fluggastrechte-Verordnung  wirkt  insgesamt
 zwar  auf  einen  vereinheitlichten  und  gesetzlich  verankerten  rechtlichen  Rah-
 men  hin,  aber  aus  Verbrauchersicht  führt  sie  jedoch  gleichzeitig  zu  einer  Ver-
 schlechterung  der  Situation,  da  das  durch  den  EuGH  entwickelte  Verbraucher-
 niveau durch die EU-Novelle abgesenkt wird.

 Wir fragen die Bundesregierung:

 1.  Wie  beurteilt  die  Bundesregierung  den  Umstand,  dass  nach  Auffassung  der
 Fragesteller  durch  den  Entwurf  zur  Novellierung  der  EU-Fluggastrechte-
 Verordnung  die  durch  den  EuGH  entwickelten  Verbraucherschutzstandards
 abgesenkt  werden  sollen,  beispielsweise  indem  die  Verordnung  (in  Abkehr
 zum  sog.  Sturgeon  Urteil)  eine  Ausgleichspflicht  erst  nach  fünfstündiger  und
 nicht  mehr  dreistündiger  Verspätung  (EuGH)  bei  innerdeutschen  Flügen  an-
 ordnet?

 2.  Hält  es  die  Bundesregierung  für  einen  angemessenen  Ausgleich  zwischen
 Wirtschafts-  und  Verbraucherinteressen,  wenn  die  Anzahl  der  Anspruchs-
 berechtigten  durch  die  Erhöhung  der  Verspätungsdauer  (beispielsweise  im
 Fall  von  innereuropäischen  Flügen  von  drei  auf  fünf  Stunden)  verringert
 werden  und  dafür  nach  Auffassung  der  Fragesteller  eine  verbesserte  Durch-
 setzung  der  EU-Fluggastrechte-Verordnung  durch  eine  stärkere  Koordinie-
 rung der nationalen Durchsetzungsstellen verankert wird?

 3.  Von  welchem  prozentualen  Rückgang  an  Anspruchsberechtigten,  wie  ihn
 der  Kommissionsentwurf  derzeit  nach  Auffassung  der  Fragesteller  anstrebt,
 geht die Bundesregierung aus?

 4.  Hat  die  Bundesregierung  Kenntnisse  darüber,  von  welchen  Einsparungen  die
 Europäische  Kommission  für  die  Luftfahrtunternehmen  ausgeht,  wenn  –  wie
 im  Kommissionsvorschlag  vorgesehen  –  die  einen  Ausgleichsanspruch  be-
 gründende  Verspätungsdauer  von  drei  Stunden  bei  innereuropäischen  Flügen
 auf fünf Stunden erhöht würde?

 Von welchen Einsparungen geht die Bundesregierung aus?

 5.  Hält  die  Bundesregierung  die  Heraufsetzung  der  Ausgleichspflicht  für  Ver-
 spätungen  von  über  fünf  Stunden  bei  innereuropäischen  Flügen  für  vereinbar
 mit der UN-Behindertenrechtskonvention?

 6.  Wird  sich  die  Bundesregierung  bei  der  Novellierung  der  EU-Fluggastrechte-
 Verordnung  dafür  einsetzen,  dass  für  Menschen  mit  Behinderung  oder  ein-
 geschränkter  Mobilität  die  Ausgleichspflicht  bereits  bei  dreistündiger  Ver-
 spätung  (wie  nach  jetziger  höchstrichterlicher  Rechtsprechung)  erhalten
 bleibt,  sodass  für  diesen  Fall  beispielsweise  eine  Ausnahmeregelung  wie  die
 Ausnahme  zur  Beschränkung  des  Rechts  auf  Unterbringung  (Artikel  11
 Absatz  3 der geänderten Verordnung) gesetzlich verankert wird?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 3 – Drucksache 17/14440
7.  Welche  Schlussfolgerungen  und  Konsequenzen  zieht  die  Bundesregierung
 aus  dem  Vorschlag  der  Kommission,  bei  Verspätungen  auf  der  Rollbahn
 die  Luftfahrtunternehmen  erst  nach  Ablauf  von  fünf  Stunden  dazu  zu  ver-
 pflichten, die Passagiere aus dem Luftfahrzeug zu entlassen?

 8.  Welche  Schlussfolgerungen  und  Konsequenzen  zieht  die  Bundesregierung
 aus  diesem  Vorschlag  (siehe  Frage  7)  im  Hinblick  auf  die  UN-Behinderten-
 rechtskonvention  und  die  Tatsache,  dass  vielen  Menschen  mit  einge-
 schränkter  Mobilität  eine  entsprechend  lange  Verweildauer  in  einer  engen
 Kabine, ggf. im Sitzen, nicht zuzumuten ist?

 9.  Wird  sich  die  Bundesregierung  auch  in  diesem  Fall  (siehe  Frage  7)  für  eine
 Ausnahmeregelung  (vergleichbar  mit  Artikel  11  Absatz  3  der  geänderten
 Verordnung) einsetzen?

 10.  Welche  weiteren  Regelungen  sind  aus  Sicht  der  Bundesregierung  im  Zuge
 der  Novellierung  der  EU-Fluggastrechte-Verordnung  nötig,  um  den  Flug-
 verkehr  barrierefrei  zu  gestalten,  damit  Menschen  mit  eingeschränkter
 Mobilität  und  behinderte  Menschen  ein  gleichwertiges  Angebot  wie  andere
 Fluggäste  wahrnehmen  können,  und  welche  Forderungen  hat  die  Bundes-
 regierung  im  bisherigen  Konsolidierungsprozess  gegenüber  der  Euro-
 päischen Kommission hierzu vertreten?

 11.  Welche  Schlussfolgerungen  und  Konsequenzen  zieht  die  Bundesregierung
 aus  dem  Vorschlag  der  Kommission,  dass  Fluggäste  erst  ab  einer  Ver-
 spätung  von  zwölf  Stunden  Anspruch  auf  anderweitige  Beförderung  mit
 einem  anderen  Luftfahrtunternehmen  oder  einem  anderen  Verkehrsträger
 haben sollen?

 12.  Was  versteht  die  Bundesregierung  unter  der  Ausführung  der  Europäischen
 Kommission  zu  einer  „proaktiven  Wahrnehmung  der  Überwachungsaufga-
 ben  durch  die  nationalen  Durchsetzungsstellen“  (vgl.  Kommissionsvor-
 schlag, S.  9 – Bundesratsdrucksache 199/13)?

 13.  Gibt  es  Bestrebungen  des  Luftfahrt-Bundesamtes,  im  Hinblick  auf  eine
 „proaktive  Wahrnehmung  der  Überwachungsaufgaben“  künftig  oder  be-
 reits  jetzt  neben  den  aufgrund  von  Individualbeschwerden  eingeleiteten
 Verfahren zusätzliche Verfahren von Amtswegen durchzuführen?

 14.  Welche  Änderungen  im  bisherigen  Zusammenspiel  zwischen  Schlichtungs-
 stelle  (derzeit  lediglich  im  Fall  von  Ryan-Air  über  die  Schlichtungsstelle
 für  den  öffentlichen  Personenverkehr  –  Söp)  und  Luftfahrt-Bundesamt
 erwartet  die  Bundesregierung  durch  die  Neufassung  von  Artikel  16  der
 Fluggastrechte-Verordnung?

 15.  Welche  Modelle  des  Informationsaustausches  zwischen  Luftfahrt-Bundes-
 amt,  Söp,  der  weiteren  durch  das  Gesetz  zur  Errichtung  von  Schlichtungs-
 stellen  vorgesehenen  privatrechtlichen  Schlichtungsstellen  und  der  bei  dem
 Bundesministerium  der  Justiz  anzusiedelnden  behördlichen  Schlichtungs-
 stelle sind derzeit in der Diskussion bzw. Entwicklung?

 16.  Ist  der  Bundesregierung  bekannt,  ob  die  Luftfahrtunternehmen,  welche  bis-
 her  ihr  Interesse  an  einer  privaten  Schlichtungsstelle  geäußert  haben,  inzwi-
 schen  tatsächliche  Schritte  zur  Einrichtung  der  Schlichtungsstelle  getätigt
 haben, und wenn ja, welche?

 17.  Welche  „Beschlüsse  über  Durchsetzungsmaßnahmen  zu  individuellen  Be-
 schwerden“  (vgl.  Artikel  16  Absatz  2  der  geänderten  Verordnung)  sind  von
 Seiten der Bundesregierung denkbar?

 18.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung,  dass  Artikel  16b  Absatz  5  der
 geänderten  Verordnung  zu  einer  statistischen  Datenerhebung  von  Ver-
 spätungen,  Annullierungen  und  sonstigen  Verstößen  durch  das  Luftfahrt-
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Bundesamt  führen  muss,  um  „mutmaßliche  Vorgehensweisen  eines  oder
 mehrerer Luftfahrtunternehmen“ erkennen und evaluieren zu können?

 19.  Welche  Möglichkeiten  kommen  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  weiter-
 hin  in  Betracht,  um  die  von  der  Kommission  angesprochenen  „mutmaß-
 lichen  Vorgehensweisen“  (Artikel  16b  Absatz  5  der  geänderten  Verord-
 nung) erkennen, evaluieren und melden zu können?

 Berlin, den 22.  Juli 2013
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